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— für die wirksame und erfolgreiche Bekämpfung der Ordnungswidrig­
keiten zu sorgen und eine einheitliche und richtige Anwendung der 
gesetzlichen Bestimmungen zu sichern;

— Verfahren systematisch und regelmäßig auszuwerten, bewährte Metho­
den bei der Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten zu verallgemei­
nern und Schlußfolgerungen für die vorbeugende Tätigkeit gegen 
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten zu ziehen;

— ihren übergeordneten Organen die Erfahrungen aus der Bekämpfung 
von OrdnungsWidrigkeiten mitzuteilen, damit diese Schlußfolgerun­
gen f d i e  Leitungstätigkeit ziehen können;

— die gewonnenen Erfahrungen anderen Staats- und Wirtschaftsorganen, 
Betrieben und Einrichtungen, Genossenschaften, gesellschaftlichen 
Organisationen und Ausschüssen der Nationalen Front zu übermitteln 
und mit ihnen zusammenzuarbeiten, um gesellschaftliche Kräfte in die 
vorbeugende Tätigkeit zur Bekämpfung von Rechtsverletzungen ein­
zubeziehen.

(2) Auf Verlangen der örtlichen Volksvertretungen oder ihrer ständigen 
Kommissionen ist von den zuständigen Organen über die Bekämpfung 
von Ordnungswidrigkeiten zu berichten, damit Schlußfolgerungen für die 
Leitungstätigkeit und die Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte bei der 
Überwindung von Rechtsverletzungen gezogen werden können.

§20

(1) Die Leiter von Staats- und Wirtschaftsorganen, Betrieben und Ein­
richtungen Und die gesellschaftlichen Organisationen haben die Aufdek- 
kung von Ordnungswidrigkeiten und die Beseitigung ihrer Ursachen und 
begünstigenden Bedingungen zu unterstützen.

(2) In Auswertung von Ordnungsstrafverfahren können die hierfür zu­
ständigen Organe Empfehlungen an staatliche Organe, Betriebe, Produk­
tionsgenossenschaften und gesellschaftliche Organisationen geben, damit 
diese in ihrem Verantwortungsbereich die zur Festigung der Gesetzlich­
keit erforderlichen Maßnahmen treffen. Sie haben innerhalb von zwei 
Wochen zu den Empfehlungen Stellung zu nehmen.

Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens

§21

(1) Das Ordnungsstrafverfahren ist dort durchzuführen, wo die größte 
gesellschaftliche Wirksamkeit erzielt wird. Es soll vorrangig am Ort der 
Begehung der Ordnungswidrigkeit oder am Wohnsitz oder Aufenthalts­
ort des Rechtsverletzers durchgeführt werden, sofern nicht in den gesetz­
lichen Bestimmungen eine besondere Regelung getroffen worden ist.

(2) Sind mehrere Organe zuständig, ist das Ordnungsstrafverfahren von 
dem zuerst mit der Sache befaßten Organ durchzuführen, sofern nicht eine 
bessere erzieherische Einwirkung durch ein anderes Organ erreicht wer­
den kann.
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